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Luftfahrt

Haftpflichtversicherungs-Bedingungen EA01

§ 1 Gegenstand der Versicherung

1. Der Versicherer bietet Versicherungsschutz, wenn der Versiche

rungsnehmer wegen eines während der Wirksamkeit der Versiche

rung eingetretenen Schadenereignisses von einem Dritten aufgrund
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts we

gen des Todes, der Verletzung oder Gesundheitsschädigung von
Menschen (Personenschaden) oder der Beschädigung oder Ver
nichtung von Sachen (Sachschaden) auf Schadenersatz in An
spruch genommen wird.

2. Versicherungsfall im Sinne dieses Vertrages Ist das Schadener
eignis, das Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer
zur Folge haben könnte.

3. Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht

3.1 aus dem Gebrauch von Luftfahrzeugen wegen Schäden von

Personen und Sachen, die nicht Im Luftfahrzeug befördert werden
(Halter-Haftpflichtversicherung):

3.2 aus der Beförderung oder Mitnahme von Personen und den Sa
chen, die sie an sich tragen oder mit sich führen sowie Reisege
päck und Luftfracht ohne Wertdeklaration (Luftfrachtführer-Haft
pflichtversicherung);

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf gesetzliche Haft
pflichtansprüche wegen Schäden aus der verspäteten Beförderung
von Personen oder Sachen (Vermögensschaden)

3.3 als vertragsschließender Luftfrachtführer aus einer selbst veran
stalteten Beförderung von Personen Ind. Gepäck ohne Wertdekla

ration (Reiseveranstalter-Haftpflichtversicherung).

4. Aus dem Versicherungsschein, seinen Nachträgen oder dem An

trag ergibt sich, für welche Risiken oder Luftfahrzeuge jeweils Versi
cherungsschutz besteht.

5. Mitversichert gilt

5.1. Im Zusammenhang mit § 1 Ziffer 3.1 (Halter-Haftpflichtversi
cherung) bzw. § 1 Ziffer 3.2 (Luftfrachtführer-Haftpflichtversiche
rung) ein Schadenersatzanspruch eines Dritten gegen den Versi
cherer,

5.1.1. wenn über das Vermögen des Versicherungsnehmers das In
solvenzverfahren eröffnet oder der Eröffnungsantrag mangels Mas

se abgewiesen worden ist oder ein vorläufiger Insolvenzverwalter
bestellt worden ist,

oder

5.1.2. wenn der Aufenthalt des Versicherungsnehmers unbekannt

Ist.

§ 2 Mitversicherte Personen

1. Der Versicherungsschutz umfasst auch die persönliche gesetzli

che Haftpflicht

1.1 des Halters sowie aller Personen, die mit Wissen und Willen

des Halters an der Führung und Bedienung der Luftfahrzeuge be

teiligt sind, einschließlich der Personen, die berechtigt sind, die

Femsteuerungsanlage eines Flugmodells zu bedienen;

1.2 der eigenen Leute des Versicherungsnehmers, soweit sie be

rechtigt Arbeiten oder Tätigkelten an über diesen Vertrag versicher
ten Luftfahrzeugen vornehmen;

1.3 der für den vertragsschließenden Luftfrachtführer tätigen Perso

nen, mit Ausnahme des ausführenden Luftfrachtführers und dessen

Leuten.

1.4 desjenigen Beförderers, der das versicherte Luftfahrzeug an

chartert, ohne es selbst zu führen. Der Versicherungsschutz gilt nur,

soweit der Beförderer das Haftungsrisiko nicht über andere Verträ

ge abgesichert hat.

2. Mitversicherte Personen können ihre Ansprüche selbstständig

geltend machen.

§ 3 Örtlicher Geltungsbereich

Die Versicherung gilt für Versicherungsfälle auf der ganzen Welt mit

Ausnahme der USA.

§ 4 Ausschlüsse

1. Kein Versicherungsschutz besteht

1.1 wenn sich bei Eintritt des Schadenereignisses das Luftfahrzeug

nicht In einem Zustand befunden hat, der den gesetzlichen Bestim

mungen und behördlichen Auflagen über das Halten und den Be

trieb von Luftfahrzeugen entsprochen hat und/oder die behördli

chen Genehmigungen, soweit erforderlich, nicht erteilt waren;

1.2 wenn bei Eintritt des Schadenereignisses das Luftfahrtunter

nehmen, soweit gesetzlich vorgeschrieben, nicht genehmigt war;

1.3 wenn der/die Führer des Luftfahrzeugs bei Eintritt des Ereignis

ses nicht die vorgeschriebenen Erlaubnisse, erforderlichen Berech

tigungen oder Befähigungsnachweise hatten;

1.4 für Haftpflichtansprüche, soweit sie aufgrund Vertrages oder
besonderer Zusagen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht

des Versicherungsnehmers hinausgehen;

1.5 wegen Schäden, die im Zusammenhang stehen

1.5.1 mit energiereichen Ionisierenden Strahlen (z.B. von radioakti

ven Substanzen emittierte Alpha-, Beta- und Gammastrahlen sowie

Neutronen oder in Teilchenbeschleunigem erzeugte Strahlen) sowie

mit Laser- und Maserstrahlen, und/oder radioaktivem Material,

1.5.2 mit jeglicher explosiven nuklearen Baugruppe oder Teilen da

von;

1.6 In der Halter-Haftpflichtversicherung wegen Schäden durch

Umwelteinwirkung und aller sich daraus ergebenden weiteren

Schäden, Vibration, elektrische oder elektromagnetische Einflüsse.

Der Ausschluss gilt nicht, wenn die Schäden durch Feuer, Explosi

on, Zusammenstoß, Absturz oder eine registrierte Notsituation

eines Luftfahrzeugs während des Fluges, die einen ungewöhnli-
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chen Flugzustand bewirkt, verursacht werden bzw. diese genann
ten Tatbestände zur Feige haben.

1.7 wegen Schäden, die zusammenhängen mit Kriegs-, Bürger
kriegsereignissen, anderen feindseiigen Handiungen, jeder Expiosi-

on einer Kriegswaffe unter Anwendung atomarer Kernspaitung
und/oder Kernfusion oder sonstiger Strahiungseinwirkung sowie

Streik, Aussperrung, Aufruhr, inneren Unruhen, Arbeitsunruhen und
Terror- oder Sabotageakten (vgl. aber Besondere Bedingungen,

Deckungserweiterung auf Kriegs- und Terrorrisiken);

1.8 wegen Schäden, die zusammenhängen mit Verfügungen von
Hoher Hand oder jeder sonstigen hoheitiichen Tätigkeit (vgi. aber

Besondere Bedingungen, Deckungserweiterung auf Kriegs- und
Terrorrisiken);

1.9 für Haftpfiichtansprüche

1.9.1 aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälie

oder Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers ge

mäß Soziaigesetzbuch Vli handeit;

1.9.2 von Angehörigen des Versicherungsnehmers, soweit Lels-
tungspflicht eines Sozlaiversicherungsträgers oder eines öffentlich

rechtlichen Versorgungsträgers besteht, ferner wegen Sachschä

den;

1.9.3 zwischen mehreren Versicherungsnehmern, ausgenommen

Mitglieder von Haltergemeinschaften im Rahmen von § 1 Ziffer 3.2;

1.9.4 des Halters, Eigentümers oder des verantwortlichen Luftfahr

zeugführers gegen Mitversicherte;

1.9.5 der Mitversicherten untereinander wegen Sachschäden, es

sei denn wegen Schäden an Flugmodellen;

1.9.6 von unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaftern nicht
rechtsfähiger Handeisgeseiischaften;

1.9.7 von gesetzlichen Vertretern juristischer Personen des privaten

oder öffentlichen Rechts sowie nicht rechtsfähiger Vereine, es sei

denn, dass das Schadenereignis mit der jeweiligen Funktion nicht

in ursächlichem Zusammenhang steht;

1.9.8 von Abwicklern/Liquidatoren;

1.9.9 von Partnern einer eingetragenen Lebenspartnerschaft.

Die Ausschlüsse unter 1.9.3-1.9.9 erstrecken sich auch auf Haft

pfiichtansprüche aus Schadenfäiien von Angehörigen der dort ge

nannten Personen.

Als Angehörige gelten die mit dem Versicherungsnehmer bei Scha
deneintritt in häuslicher Gemeinschaft lebenden Ehegatten,

Lebenspartner im Sinne des LetDenspartnerschaftsgesetzes oder
vergleichbare Partnerschaften nach dem Recht anderer Staaten,

Eitern und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, Schwiegereitern und

-kinder, Stiefeltern und -kinder. Großeitern und Enkel, Geschwister

sowie Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch ein famiilen-

ähnliches, auf längere Dauer angelegtes Verhältnis wie Eitern und

Kinder miteinander verbunden sind);

1.10 für Haftpfiichtansprüche, die auf Ast>est, ask>esthaltige Sub

stanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind.

Dieser Ausschiuss gilt nicht für Haftpfiichtansprüche wegen Schä

den durch Feuer, Explosion, Zusammenstoß, Absturz oder eine

registrierte Notsituation eines Luftfahrzeugs während des Fluges,

die einen ungewöhnlichen Fiugzustand bewirkt.

1.11 für Ansprüche aus Sprüh- und Streuschäden, sofern hi^ür

nicht gesondert Versicherungsschutz vereinbart wird.

2. Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller Personen

wegen Schäden, die sie vorsätzlich hert:>eigeführt haben.

§ 5 Beginn und Ende des Versicherungsschutzes

1. Der Versicherungsschutz beginnt, sobald der erste Beitrag ge

zahlt ist, jedoch frühestens zu dem im Versicherungsschein ange
gebenen Zeitpunkt. Wird der erste Beitrag erst danach angefordert,

dann aber innerhalb von 14 Tagen gezahlt, Ijeginnt der Versiche

rungsschutz zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeit
punkt.

2. Der Vertrag endet durch schriftliche Kündigung eines der Ver
tragspartner

2.1 zum Ablauf der vereinbarten Dauer von einem Jahr. Die Kündi

gung muss spätestens drei Monate vor dem Abiauf zugegangen

sein; anderenfalls verlängert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr;

2.2. wenn der Versicherer eine Leistung nach § 7 erbracht hat oder

gegen ihn Klage auf eine solche Leistung erhoben worden ist.

Die Kündigung muss spätestens einen Monat nach Leistung oder-

im Fall eines Rechtsstreites - nach Kiagerücknahme, Anerkenntnis,

Vergleich oder Rechtskraft des Urteils zugegangen sein. Kündigt

der Versicherer, wird die Kündigung einen Monat nach Zugang

beim Versicherungsnehmer wirksam.

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird die Kündigung sofort nach
Zugang beim Versicherer wirksam. Er kann jedoch bestimmen,

dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens je

doch zum Ende des laufenden Versicherungsjahres, wirksam wird.

3. Der Vertrag endet ohne Kündigung zum vorgesehenen Zeitpunkt,
wenn die vereinbarte Dauer weniger als ein Jahr beträgt.

§ 6 Beitragszahlung, Fälligkeit, Verzug

1. Der Versicherungsnehmer hat, wenn nichts anderes bestimmt

ist, den ersten oder einmaligen Beitrag einschließlich der Versiche
rungssteuer unverzüglich nach Abschtuss des Versicherungsvertra

ges zu zahlen. Folgebeiträge werden zu Beginn des jeweiligen Bei
tragszeitraumes fällig.

2. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Bei

trag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, be
ginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nicht

zahlung nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer kann sich auf seine Leistungsfreiheit nur berufen,
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in

Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungs

schein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags hinge

wiesen hat.

Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt,
kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag

nicht gezahlt ist. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

Im Falle des Rücktritts kann der Versicherer eine angemessene Ge

schäftsgebühr verlangen.

3. Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versi
cherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform

eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen setzen. Ist der Ver
sicherungsnehmer nach Ablauf dieser Frist mit der Zahlung des

Beitrages, der angegebenen Zinsen oder der angegebenen Kosten

In Verzug, gilt folgendes:

3.1 Für Schäden, die nach Abiauf dieser Frist eintreten, besteht

kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer mit der

Fristbestimmung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurde.

3.2 Der Versicherer kann den Vertrag fristlos kündigen. Die Kündi

gung kann bereits zusammen mit der Bestimmung der Zahlungs-
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frist ausgesprochen werden. In diesem Fall wird die Kündigung

zum Fristablauf wirksam, wenn In dem Kündigungsschreiben hie

rauf hingewiesen wurde. Die Wirkungen der Kündigung entfallen,

wenn die Zahlung innerhalb eines Monats nach der Kündigung

oder, falls die Kündigung mit der Bestimmung der Zahlungsfrist

verbunden war, innerhalb eines Monats nach Ablauf der Zahlungs

frist nachgeholt wird. Jedoch besteht für einen zwischenzeitlich

eingetretenen Schaden kein Versicherungsschutz.

3.3 Bei Teilzahlung des Jahresbeitrages werden die noch ausste

henden Raten des Jahresbeitrages sofort fällig.

4. Ist vereinbart, dass der Versicherer die jeweils fälligen Beiträge

von einem Konto einziehen darf und kann ein Beitrag aus Gründen,

die der Versicherungsnehmer zu vertreten hat, nicht fristgerecht
eingezogen werden oder widerspricht der Versicherungsnehmer ei

ner berechtigten Einziehung von seinem Konto, gerät er in Verzug

und der Versicherer kann dem Versicherungsnehmer auch die da

raus entstehenden Kosten in Rechnung stellen. Der Versicherer ist

zu weiteren Abbuchungsversuchen berechtigt, aber nicht verpflich
tet. Ist der Einzug aus Gründen, die der Versicherungsnehmer nicht

zu vertreten hat, nicht möglich, kommt er erst in Verzug, wenn er

nach Aufforderung in Textform nicht fristgerecht zahlt. Kann auf

grund eines Widerspruchs oder aus anderen Gründen ein Beitrag

nicht eingezogen werden, kann der Versicherer von weiteren Einzie

hungsversuchen absehen und den Versicherungsnehmer in Text

form zur Zahlung durch Überweisung auffordern.

5. Bei vorzeitiger Beendigung des Versicherungsschutzes oder des

Vertrages hat der Versicherer nur Anspruch auf den Teil des Beitra

ges, der der abgelaufenen Versicherungszeit entspricht.

Abweichend hiervon kann der Versicherer dann, wenn er das Versi

cherungsverhältnis durch Rücktritt wegen einer Verletzung der An

zeigepflicht oder durch Anfechtung wegen arglistiger Täuschung

beendet hat, die Prämie bis zum Wirksamwerden der Rücktritts

oder Anfechtungserklärung verlangen. Dies gilt auch, wenn der Ver

sicherungsschutz in diesen Fällen rückwirkend entfällt.

§ 7 Umfang der Leistung

1. Der Versicherungsschutz des Versicherers umfasst die Prüfung

der Haftpfiichtfrage, die Abwehr unberechtigter Ansprüche und die

Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten Scha
densersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der

Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils,

Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet

ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und

Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des

Versicherers abgegeben oder geschlossen worden sind, binden

den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis
oder Vergleich bestanden hätte.

Steht die Verpflichtung zur Zahlung mit bindender Wirkung für den

Versicherer fest, hat der Versicherer die Entschädigung binnen zwei

Wochen zu leisten.

Die Versicherung umfasst auch die mit Einverständnis des Versi

cherers aufgewendeten Kosten der Verteidigung in einem Straf

oder Ordnungswidrigkeitsverfahren, das wegen einer Tat eingeleitet

wurde, welche die Verantwortlichkeit des Versicherungsnehmer ei

nem Dritten gegenüber zur Folge haben könnte.

Hat der Versicherungsnehmer für eine aus ein^ Versicherungsfall

geschuldete Rente kraft Gesetzes Sicherheit zu leisten oder ist ihm

die Abwendung der Vollstreckung einer gerichtlichen Entscheidung

durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung nachgelassen, ist der

Versicherer an seiner Stelle zur Sicherheitsleistung oder Hinterle

gung verpflichtet.

2. Für die Leistung des Versicherers bilden die für den Versiche

rungsvertrag jeweils geltenden Deckungssummen die Höchstgren

ze t>ei jedem Schadenereignis.

Mehrere zeitlich zusammenhängende Schäden aus derselben Ursa

che gelten als ein Schadenereignis.

3. Beseitigt der Versicherungsnehmer einen ersatzpflichtigen Scha

den selbst, werden nur Selbstkosten ohne Gewinnanteil ersetzt.

4. Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über

den Anspruch zwischen dem Versicherungsnehmer und dem Ge

schädigten oder dessen Rechtsnachfolger, führt der Versicherer

den Rechtsstreit auf seine Kosten im Namen des Versicherungs

nehmers.

5. Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden, ausg^om-

men bei Schadenereignissen in USA und Kanada, nicht äs Leistun

gen auf die Deckungssumme angerechnet.

Kosten sind: Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichts

kosten: Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha

dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie Schaden

ermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer nicht

selbst entstehen. Dies gilt auch dann, wenn diese Kosten auf Wei

sung des Versicherers entstanden sind.

Übersteigen die Haftpfiichtansprüche die Deckungssumme, hat der
Versicherer Prozesskosten nur im Verhältnis der Deckungssumme

zur Gesamthöhe der Ansprüche zu tragen, und zwar auch dann,

wenn es sich um mehrere aus einem Schadenereignis entstehende

Prozesse handelt.

6. Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Rentenzah

lungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der Rente die De

ckungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen

aus dem Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag der De

ckungssumme, wird die zu leistende Rente nur im Verhältnis der

Deckungssumme oder ihres Restbetrages zum Kapitalwert der

Rente erstattet. Über die Berechnungsmethode des Kapitalwertes

der Rente erteilt der Versicherer auf Verlangen Auskunft.

7. Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung eines Haftpflicht

anspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am Wi

derstand des Versicherten scheitert, hat der Versicherer für den von

der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Hauptsache, Zin

sen und Kosten nicht aufzukommen.

§ 8 Gefahrerhöhung

1, Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgafc>e der Vertrags

erklärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen

Umstände so verändert werden, dass der Eintritt des Versiche

rungsfalls oder eine Vergrößerung des Schadens oder die unge
rechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher

wird.

Eine Gefahrerhöhung nach Absatz 1 liegt nicht vor, wenn sich die

Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als

mitversichert gelten soll.

2. Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungs

nehmer ohne Einwilligung des Versicherers keine Gefahrerhöhung

vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

Erkennt der Versicherungsnehmer nachträgiich, dass er ohne Ein

willigung des Versicherers eine Gefahrerhöhung voigenomm^

oder gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer unverzüglich

anzeigen.

Tritt nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers

eine Gefahrerhöhung unabhängig von seinem Willen ein, hat er die

Gefahrerhöhung unverzüglich anzuzeigen, nachdem er davon

Kenntnis erlangt hat.



3. Verletzt der Versicherungsnehmer eine Pflicht nach Ziffer 2 Ab

satz 1 kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats

fristlos kündigen, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die

Pflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt. Beruht die
Verletzung der Pflicht auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versi
cherer unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Pflicht nach Ziffer 2 Absatz

2 oder 3, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer

Frist von einem Monat kündigen.

4. Statt zu kündigen, kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der
Gefahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechende

ertiöhte Prämie verlegen oder die Absicherung der erhöhten Ge

fahr ausschließen.

Erhöht sich die Prämie in einem solchen Falle um mehr als 10 %

oder schließt der Versicherer die Absicherung der erhöhten Gefahr

aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines

Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhal

tung einer Frist kündigen.

5. Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpas

sung erlöschen, wenn sie nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis

des Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder

wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhö

hung bestand.

6. Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, ist der

Versicherer zur Leistung nicht verpflichtet, wenn der Versicherungs

nehmer seine Pflicht nach Ziffer 2 Absatz 1 vorsätzlich verletzt hat.

Bei grob fahrlässiger Verletzung ist der Versicherer berechtigt, seine

Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Ver

schuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nlchtvorlie-

gen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu

beweisen.

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Pflicht nach Ziffer 2 Absatz

2 oder 3 vorsätzlich, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflich

tet, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach dem

Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zuge

hen müssen. Der Versicherer bleibt jedoch zur Leistung verpflichtet,

wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die

Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt war.

Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Pflicht nach Ziffer 2 Absatz 2

oder 3 ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der

Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

Die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit

trägt der Versicherungsnehmer.

Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt in jedem Falle beste
hen, soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahr

erhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles

oder den Umfang seiner Leistungspflicht war oder wenn zur Zeit
des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist für die Kündigung des
Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt war.

§ 9 Obliegenheiten

nach Eintritt des Versicherungsfalles

1. Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich, spätes

tens Innerhalb einer Woche, anzuzeigen.

Wird ein Ermittlungsverfahren eingeleitet, Anklage erhoben, ein

Strafbefehl, Ordnungswidrigkeltsbescheid oder ein Mahnbescheid

erlassen, ist dies dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen, auch

wenn der Versicherungsfall selbst bereits gemeldet wurde.

Macht ein Geschädigter einen Anspruch gegenüber dem Versiche

rungsnehmer geltend, ist dieser zur Anzeige innerhalb einer Woche

nach der Erhebung des Anspruchs verpflichtet. Wird gegen den

Versicherungsnehmer ein Anspruch gerichtlich geltend gemacht,

die Prozesskostenhilfe beantragt oder wird ihm gerichtlich der

Streit verkündet, hat er dies außerdem unverzüglich anzuzeigen.

Das gleiche gilt im Fall eines Arrestes, einer einstweiligen Verfü

gung oder eines Beweissicherungsverfahrens.

2. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, beim Eintritt des Versi

cherungsfalles nach Möglichkeit für die Abwendung und Minde

rung des Schadens zu sorgen. D^Dei hat er die Weisungen des Ver

sicherers, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen

einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten. Er hat femer alles

zu tun, was zur Aufl<lärung des Schadenfalles dient, sofern ihm da

bei nichts Unbilliges zugemutet wird. Er hat den Versicherer bei der

Abwehr der Ansprüche sowie bei der Schadenermittlung und -re-

gulierung zu unterstützen, ihm ausführliche und wahrheitsgemäße

Schadenberichte zu erstatten, alle Umstände, welche auf den

Schadenfall Bezug haben, mitzuteilen und alle nach Ansicht des

Versicherers für die Beurteilung des Schadenfalles erheblichen

Schriftstücke einzusenden.

Der Versicherer erstattet dem Versicherungsnehmer Aufwendun

gen, die ihm durch Befolgung einer Obliegenheit entstehen, soweit

der Versicherungsnehmer diese nach den Umständen für geboten

halten durfte. Dies gilt auch, wenn die Aufwendungen des Versiche

rungsnehmers erfolglos bleiben. Wenn der Versicherungsnehmer

es verlangt, leistet der Versicherer einen Vorschuss in Höhe des für

die Aufwendungen erforderlichen Betrages. Ist der Versicherer be

rechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den Aufwendungs

ersatz entsprechend kürzen. Soweit Aufwendungen zusammen mit

der sonstigen Entschädigung die Versicherungssumme überschrei

ten, erstattet der Versicherer diese nicht, es sei denn, diese Auf

wendungen erfolgten gemäß den Weisungen des Vereicherers.

3. Kommt es zum Prozess über einen Haftpflichtanspruch, über-

lässt der Versicherungsnehmer die Prozessführung dem Versiche

rer, erteilt dem vom Versicherer bestellten oder bezeichneten An

walt Vollmacht und gibt alle von diesem oder dem Versicherer für

nötig erachteten Aufklärungen. Gegen Mahnbescheide oder Verfü

gungen von Verwaltungsbehörden auf Schadenersatz hat er, ohne

die Weisung des Versicherers ̂ zuwarten, fristgemäß Widerspruch

zu erheben oder die erforderlichen Rechtsbehelfe zu ergreifen.

4. Wenn der Versicherungsnehmer infolge veränderter Verhältnisse

das Recht erlangt, die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlen

den Rente zu fordern, ist er verpflichtet, dieses Recht in seinem

Namen vom Versicherer ausüben zu lassen. Die Bestimmungen un

ter Ziffer 2 und 3 finden entsprechende Anwendung.

5. Der Versicherer ist bevollmächtigt, im Rahmen der Deckungs

summe alle ihm zur Beilegung oder Abwehr von Ansprüchen

zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen des Versiche

rungsnehmers abzugeben.

§10 Folgen von Obliegenheitsverletzungen

Wird eine Obliegenheit verletzt, die gegenüber dem Versicherer vor

Eintritt des Versichenjngsfalles zu erfüllen ist, so kann der Versi

cherer den Vertrag innerhalb eines Monats, nachdem er von der

Verletzung Kenntnis erlangt hat, fristlos kündigen. Der Versicherer

hat jedoch kein Recht zur Kündigung, wenn der Versicherungsneh

mer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder auf

Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit vorsätzlich, ist

der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung befreit. Bei grob

fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berech

tigt, die Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Ver

sicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Eine Kür

zung unterbleibt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass

keine grobe Fahrlässigkeit vorliegt.

Der Versicherer bleibt jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der

Versicherungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheitsverietzung

weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles
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noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des

Versicherers ursächlich ist. Das gilt nicht, wenn der Versicherungs

nehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes

hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls beste

henden Auskünfte- oder Aufklärungsobliegenheit zur Vorausset

zung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch geson

derte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

§ 8 und § 12 bleiben unberührt.

§11 Rechtsverhältnisse

am Vertrag beteiligter Personen

1. Soweit sich die Versicherung auf Haftpflichtansprüche gegen an

dere Personen als den Versicherungsnehmer erstreckt, finden alle

Im Versicherungsvertrag bezüglich des Versicherungsnehmers ge
troffenen Bestimmungen auch auf diese Personen sinngemäße An

wendung. Der Versicherungsnehmer bleibt neben dem Versicherten

für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich.

2. Die Versicherungsansprüche können vor ihrer endgültigen Fest

stellung ohne Zustimmung des Versicherers nicht übertragen wer

den. Eine Abtretung des Freistellungsanspruchs an den geschädig

ten Dritten Ist zulässig.

§ 12 Vorvertragliche Anzeigepflichten

des Versicherungsnehmers

1. Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragser

klärung alle ihm bekannten Gefahrumstände, nach denen der Versi

cherer in Textform gefragt hat und die für den Versicherer erheblich

sind. In Textform wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen.

Stellt der Versicherer in Textform noch weitere Fragen, bevor er den

Antrag des Versicherungsnehmers auf Abschluss des Versiche

rungsvertrages angenommen hat, ist der Versicherungsnehmer

auch insoweit zur Anzeige gefahrerheblicher Umstände verpflichtet.

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Ent-

schluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag über

haupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.

Wird der Vertrag von einem Bevollmächtigten des Versicherungs

nehmers oder einem Vertreter ohne Vertretungsmacht geschlossen

und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss der Versi

cherungsnehmer sich so behandeln lassen, als hätte er selbst da

von Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine Anzeigepflicht nach Ziffer

1, so kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten.

Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungs

nehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrichtigen oder

unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig

gemacht hat.

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Ver

letzung der Anzeigepflicht ist ausgeschlossen, wenn der Versiche

rungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei

Kenntnis der nicht angezeigten Umstände - wenn auch zu anderen

Bedingungen - geschlossen hätte.

3. Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungfalls zurück, darf

er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versiche

rungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig an

gezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalles

noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich

war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz,

wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt

hat.

Der Versicherer behält seinen Anspruch auf den Teil des Beitrages,

der der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufe

nen Vertragszeit entspricht.

4. Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die

Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober

Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter Ein

haltung einer Frist von einem Monat kündigen.

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs

nehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch t>el

Kenntnis der nicht angezeigten Umstände - wenn auch zu anderen

Bedingungen - geschlossen hätte.

5. Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, well er

den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände,

aber zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die an

deren Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend

Vertragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverlet

zung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der

laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als

10 % oder schließt der Versicherer die Gefahrabsichereng für den

nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer

den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer Kündigungsfrist

von einem Monat nach Zugang der Mitteilung des Versicherers

ohne Einhaltung einer Frist schriftlich kündigen.

6. Der Versicherer muss die ihm nach den Ziffern 2 bis 5 zustehen

den Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die

Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der

Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begrün

det, Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er

seine Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur

Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Monats

frist nicht verstrichen ist.

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 2 bis 5 nur zu,

wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in

Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen

hat. Die Rechte sind ausgeschlossen, wenn der Versicherer den

nicht angezeigten Umstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige

kannte.

7. Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu

schung anzufechten, bleibt unberührt. Im Falle der Anfechtung

steht dem Versicherer der Teil des Beitrags zu, der bis zum Wirk

samwerden der Anfechtungserklärung der abgelaufenen Vertrags

zeit entspricht.

§ 13 Verjährung

1. Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei

Jahren. Die Verjährungsregelungen richten sich nach den allgemei

nen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.

2. Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag beim Versicherer

angemeldet worden, ist die Verjährung bis zu dem Zeitpunkt ge

hemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers dem Anspnjch-

steller in Textform zugeht.

§14 Gerichtsstand, geltendes Recht

1. Dem Versicherungsvertrag liegt das Recht der Bundesrepublik

Deutschland zugrunde.

2. Für Klagen, die aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi

cherer erhoben werden, bestimmt sich die gerichtliche Zuständig

keit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versiche

rungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versicherungs

nehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich zustän-
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dig, In dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klage
erhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, sei

nen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Diese Regelung gilt nicht für ju

ristische Personen.

3. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen

Klagen des Versicherers gegen ihn bei dem Gericht erhoben wer

den, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klage

erhebung seinen Wohnsitz oder, falls kein Wohnsitz besteht, seinen

gewöhnlichen Aufenthalt hat.

Für Klagen gegen juristische Personen bestimmt sich das zuständi

ge Gericht nach deren Geschäftssitz oder Niederlassung. Sofern

nach dem Gesetz weitere Gerichtsstände bestehen, kann der Versi

cherer Klagen auch dort erheben.

4. Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthaltsort des Versi

cherungsnehmers im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt,

bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem

Versicherungsvertrag nach dem Geschäftssitz des Versicherers

oder nach dem Sitz der den Versicherungsnehmer betreuenden

Niederlassung. Dies gilt entsprechend, wenn der Verslchungsneh-

mer eine juristische Person und sein Geschäftssitz unbekannt ist.

5. Hat der Versicherungsnehmer bei Vertragsschluss seinen Wohn

sitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort in Deutschland, und tritt ein

versichertes schädigendes Ereignis im Ausland ein, so können Kla

gen in diesem Zusammenhang nur vor einem deutschen Gericht er

hoben werden.

§ 15 Anzeigen und Willenserklärungen

1. Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen

sind in Textform abzugeben, sofern nicht etwas anderes bestimmt

ist. Sie sind an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträ

gen als zuständig bezeichnete Stelle zu richten.

2. Hat der Versicherungsnehmer seine Anschrift geändert, die Än
derung aber dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Wil

lenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzuge

ben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes nach der

letzten dem Versicherer bekannten Anschrift. Die Erklärung gilt drei

Tage nach der Absendung des Briefs als zugegangen.

3. Bei Namensänderung gilt Ziffer 2 entsprechend.

4. Falls als Anschrift die gewerbliche Niederlassung des Versiche

rungsnehmers angegeben ist, gilt bei Verlegung der gewerblichen

Niederlassung Ziffer 2 entsprechend.

BESONDERE BEDINGUNGEN

Einschluss von Vermögensschäden In die Halter-Haftpflichtver

sicherung

1. Mitversichert ist in Ergänzung zu § 1 Ziffer 1 die gesetzliche Haft

pflicht wegen Vermögensschäden Dritter aus einem Schadenereig

nis, das durch Absturz oder Notlandung des versicherten Luftfahr

zeugs eingetreten ist.

2. Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche

2.1 aus Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und Kostenan

schlägen;

2.2 aus vorsätzlichem Abweichen von gesetzlichen oder behördli

chen Vorschriften oder aus sonstiger vorsätzlicher Pflichtverlet

zung;

2.3 wegen Abhandenkommens von Sachen, auch z.B. von Geld,

Wertpapieren und Wertsachen.

Halter-Haftpflichtversicherung und Luftfrachtführer-Haftpflicht

versicherung - Deckungserweiterung auf Kriegs- und TerrcHf^

risiken

1. Soweit Versicherungspflicht nach dem Recht der Europäischen

Union oder deutschem Recht besteht, wird der Versicherungs

schutz abweichend von § 4 Ziff. 1.7 und § 4 Ziff. 1.8 der Luftfahrl-

Haftpflichtversicherungsbedlngungen (Halter, Luftfrachtführer) er

weitert auf Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die verursacht

werden durch

1.1 Kriegs- oder Bürgerkriegshandlungen, andere feindselige

Handlungen, Streik, Aussperrung, Aufruhr, innere Unruhen, Artjeits-

unruhen, Entführung, Terror- oder Sabotageakte;

1.2 die unrechtmäßige Inbesitznahme von Luftfahrzeugen, Verfü

gungen von Hoher Hand oder jede sonstige hoheitiiche Tätigkeit.

2. Die Höchstersatzleistung aus der Deckungserweiterung auf

Kriegs- und Terrorrisiken ist begrenzt auf die Mindestversiche

rungssummen nach dem Recht der Europäischen Union oder deut

schem Recht. In der Halterhaftpflichtversicherung ergibt sich die

Höchstersatzleistung je Schadensereignis und für alle Schadenser

eignisse einer Versicherungsperiode aus dem Versicherungsschein.

Ersatzteistungen aus dieser Deckungserweiterung werden auf die

Versicherungssummen für die Halter- und Luftfrachtführer-Haft

pflichtversicherung angerechnet.

3. Automatische Beendigung des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz für diese Deckungserweiterung endet au

tomatisch

3.1 bei Kriegsausbruch zwischen zwei oder mehreren der folgen

den Staaten;

Frankreich, Volksrepublik China, Russische Föderation, Großbritan

nien, Vereinigte Staaten von Amerika;

3.2 bei Explosion einer Kriegswaffe unter Anwendung atomarer

Kernspaltung und/oder Kernfusion oder sonstiger Strahlungsein

wirkung;

3.3 bei Beschlagnahme des versicherten Luftfahrzeuges.

Befindet sich ein versichertes Luftfahrzeug in dem Zeitpunkt, in

dem die Voraussetzungen der automatischen Beendigung des Ver

sicherungsschutzes eintreten, in der Luft, so endet der Versiche

rungsschutz erst, wenn das Luftfahrzeug gelandet Ist und alle Pas

sagiere das Luftfahrzeug verlassen haben.

4.Kündigung

4.1 Nach Explosion einer Kriegswaffe im Sinne der Ziffer 3.2 der

Deckungserweiterung auf Kriegs- und Terrorrisiken kann der Versi

cherer den Versicherungsschutz gemäß Ziffer 1 ganz oder zum Teil

mit einer Frist von 48 Stunden in Schriftform kündigen. Die Frist be

ginnt um 23.59 Uhr GMT des Tages, an dem die Erklärung des Ver

sicherers dem Versicherungsnehmer zugegangen ist.

4.2 Der Versicherer und der Versicherungsnehmer können die De

ckungserweiterung auf Kriegs- und Terrorrisiken jederzeit mit einer

Frist von 7 Tagen in Schriftform kündigen. Die Frist beginnt um

23.59 Uhr GMT des Tages, an dem die Erklärung des Versicherers

dem Versicherungsnehmer zugegangen ist.

EA01.11/08, Seite6



AVIATION
AKTIENGESELLSCHAFT

HOCHALLEE 80 -20149 HAMBURG ■ TELEFON: 040 / 44 59 41 ■ TELEFAX: 040 / 450 59 94

EURO
VERSICHERUNGS

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversiche
rung (AHB)

(inkl. Alternativen für die echte unterjährige Beitragszahlung)

(Stand: Januar 2015)

Umfang des Versicherungsschutzes Dauer und Ende des Vertrages / Kündigung

1. Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 16, Dauer und Ende des Vertrages
2. Vermögensschäden, Abhandenkommen von Sachen 17, Wegfall des versicherten Risikos
3. Versichertes Risiko 18. Kündigung nach Beitragsangleichung
4. Vorsorgeversicherung 19. Kündigung nach Versicherungsfall
5. Leistungen der Versicherung 20. Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen
6, Begrenzung der Leistungen 21. Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder
7, Ausschlüsse Erlass von Rechtsvorschriften

22. Mehrfachversicherung

Beginn des Versicherungsschut

zes/Beitragszahlung

8. Beginn des Versicherungsschutzes
9. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder

einmaliger Beitrag
10. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag
11. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat
12. Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung
13. Beitragsregulierung
14. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
15. Beitragsangleichung

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

23. Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsneh
mers

24. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
25. Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles
26. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

Weitere Bestimmungen

27. Mitversicherte Personen

28. Abtretungsverbot
29. Anzeigen. Willenserklärungen, Anschriftenänderung
30. Verjährung
31. Zuständiges Gericht
32. Anzuwendendes Recht

33. Begriffsbestimmung

Umfang des Versicherungsschutzes

1. Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall

1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten Risikos für den Fall, dass der Versi
cherungsnehmer wegen eines während der Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Scha
denereignisses (Versicherungsfall), das einen Personen-, Sach- oder sich daraus ergebenden
Vermögensschaden zur Folge hatte, aufgrund

gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen
privatrechtlichen Inhalts

von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch genommen wird.

Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schädigung des Dritten unmittelbar ent
standen ist. Auf den Zeitpunkt der Schadenverursachung, die zum Schadenereignis geführt hat,
kommt es nicht an.
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1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch wenn es sich um gesetzliche Ansprüche
handelt,

(1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf
Schadensersatz statt der Leistung:

(2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nacherfüllung durchführen zu können;

(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder wegen des Ausbleibens
des mit der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges;

(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ordnungsgemäße Vertragserfül
lung;

(5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Leistung;

(6) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleistungen.

1.3 Es besteht - unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen - Versicherungsschutz nur. so
weit und solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels
oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik
Deutschland entgegenstehen.

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos, die durch die
Vereinigten Staaten von Amerika in Hinblick auf den Iran erlassen werden, soweit dem nicht eu
ropäische oder deutsche Rechtsvorschriften entgegenstehen.

2. Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sachen

Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung erweitert werden auf die ge
setzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen

2.1 Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch durch Sachschäden entstanden sind;

2.2 Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf finden dann die Bestimmungen über
Sachschäden Anwendung.

3. Versichertes Risiko

3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht

(1) aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen angegebenen Risiken des Versi
cherungsnehmers,

(2) aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versicherungsschein und seinen Nachträgen
angegebenen Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von Versi

cherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die der
Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen,

(3) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Abschluss der Versicherung neu ent
stehen (Vorsorgeversicherung) und die in Ziff. 4 näher geregelt sind.

3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen des versicherten Risikos durch
Änderung bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften. Der Versicherer kann den Vertrag
jedoch unter den Voraussetzungen von Ziff. 21 kündigen.
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4. Vorsorgeversicherung

4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages neu entstehen, sind im Rahmen des
bestehenden Vertrages sofort versichert.

(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung des Versicherers jedes neue
Risiko innerhalb eines Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch mit der Beitrags
rechnung erfolgen. Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, entfällt
der Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt wurde, so hat der Versiche
rungsnehmer zu beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung
und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen
war.

(2) Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen angemessenen Beitrag zu verlan
gen. Kommt eine Einigung über die Höhe des Beitrages innerhalb einer Frist von einem
Monat nach Eingang der Anzeige nicht zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das
neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.

4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken Ist von ihrer Entstehung bis zur Einigung im Sinne
von Ziff. 4.1 (2) auf den Betrag von EUR ... für Personenschäden und EUR ... für Sachschäden
und - soweit vereinbart - EUR ... für Vermögensschaden begrenzt, sofern nicht im Versiche
rungsschein geringere Versicherungssummen festgesetzt sind.

4.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risiken

(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs,
soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Führerschein- oder Versicherungspflicht unterlie
gen;

(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen;

(3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen;

(4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rahmen von kurzfristigen Versi
cherungsverträgen zu versichern sind.

Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt bei privaten Haftpflichtversicherungen außerdem
nicht für Risiken aus betrieblicher, beruflicher, dienstlicher und amtlicher Tätigkeit.

5. Leistungen der Versicherung

5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflichtfrage, die Abwehr unberechtigter
Schadensersatzansprüche und die Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten
Schadensersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund
Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung ver
pflichtet ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom
Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder geschlossen wor
den sind, binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Ver
gleich bestanden hätte.

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers mit bindender Wirkung für den
Versicherer festgestellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen
vom Anspruch des Dritten freizustellen.
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5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des Schadens oder Abwehr der
Schadensersatzansprüche zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen des Versiche
rungsnehmers abzugeben.

Kommt es in einem Versicherungsfali zu einem Rechtsstreit über Schadensersatzansprüche
gegen den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer zur Prozessführung bevollmächtigt. Er
führt den Rechtsstreit im Namen des Versicherungsnehmers auf seine Kosten.

5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadensereignisses, das einen unter den Versiche
rungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die Bestellung eines Verteidi
gers für den Versicherungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt
der Versicherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders vereinbarten höhe
ren Kosten des Verteidigers.

5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter das Recht, die Aufhebung oder Min
derung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist der Versicherer zur Ausübung dieses Rechts
bevollmächtigt.

6. Begrenzung der Leistungen

6.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem Versicherungsfall auf die vereinbar
ten Versicherungssummen begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz
auf mehrere entschädigungspflichtige Personen erstreckt.

6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die Entschädigungsleistungen des Versiche
rers für alle Versicherungsfalle eines Versicherungsjahres auf das ...-fache der vereinbarten
Versicherungssummen begrenzt.

6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versicherungsfälle gelten als
ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist,
wenn diese

auf derselben Ursache,

auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und zeitlichem. Zusammen
hang oder

auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln

beruhen.

6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsnehmer bei jedem Versicherungsfall
mit einem im Versicherungsschein festgelegten Betrag an der Schadensersatzleistung (Selbst
behalt). Auch wenn die begründeten Haftpflichtansprüche aus einem Versicherungsfall die Ver
sicherungssumme übersteigen, wird die Selbstbeteiligung vom Betrag der begründeten Haft
pflichtansprüche abgezogen. Ziff. 6.1 bleibt unberührt. Soweit nicht etwas anderes vereinbart
wurde, ist der Versicherer auch bei Schäden, deren Höhe die Selbstbeteiligung nicht übersteigt,
zur Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche verpflichtet.

6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht auf die Versicherungssummen
angerechnet.

6.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus einem Versicherungsfall die Versiche
rungssumme, trägt der Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis der Versicherungssumme
zur Gesamthöhe dieser Ansprüche.

6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt
der Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger
Leistungen aus dem Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag der Versicherungssum
me, so wird die zu leistende Rente nur im Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres Rest
betrages zum Kapitalwert der Rente vom Versicherer erstattet.
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Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechende Vorschrift der Verordnung über
den Versicherungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung in der jeweils gültigen
Fassung zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles.

Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versicherungsnehmer an laufenden Ren
tenzahlungen beteiligen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder
die nach Abzug sonstiger Leistungen verbleibende ResNersicherungssumme übersteigt, wer
den die sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der Versicherungssumme abgesetzt.

6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haftpflichtanspruchs durch Aner
kenntnis, Befriedigung oder Vergleich am Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, hat
der Versicherer für den von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Entschädigungs
leistung, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen.

7. Ausschlüsse

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht ausdrücklich etwas anderes be
stimmt ist, sind von der Versicherung ausgeschlossen:

7.1 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden vorsätzlich herbeigeführt haben.

7.2 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden dadurch verursacht haben, dass sie
In Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit

-  Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder
-  Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben.

7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrags oder Zusagen über den Umfang der gesetz
lichen Haftpflicht des Versicherungsnehmers hinausgehen.

7.4 Haftpflichtansprüche

(1) des Versicherungsnehmers selbst oder der In Ziff. 7.5 benannten Personen gegen die Mit
versicherten,

(2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versicherungsvertrages,

(3) zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versicherungsvertrages.

7.5 Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer

(1) aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben oder
die zu den im Versicherungsvertrag mitversicherten Personen gehören;

Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschafts
gesetzes oder vergleichbarer Partnerschaften nach dem Recht anderer Staaten, Eltern und
Kinder, Adoptiveltern und -kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder,
Großeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch ein
familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinan
der verbunden sind).

(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn der Versicherungsnehmer eine
geschäftsunfähige, beschränkt geschäftsfähige oder betreute Person ist;

(3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versicherungsnehmer eine juristische Person
des privaten oder öffentlichen Rechts oder ein nicht rechtsfähiger Verein ist;
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(4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaftern, wenn der Versicherungs
nehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft oder Gesellschaft bür
gerlichen Rechts ist;

(5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer eine eingetragene Partnerschafts
gesellschaft ist;

(6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwaltern;

zu Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5:

Die Ausschlüsse unter Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5 (2) bis (6) erstrecken sich auch auf Haftpflichtansprüche von
Angehörigen der dort genannten Personen, die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben.

7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen sich daraus ergebenden
Vermögensschäden, wenn der Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet, geleast, gepach
tet, geliehen, durch verbotene Eigenmacht erlangt hat oder sie Gegenstand eines besonderen
Verwahrungsvertrages sind.

7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen sich daraus ergebenden
Vermögensschäden, wenn

(1) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers
an diesen Sachen (Bearbeitung, Reparatur, Beförderung, Prüfung und dgl.) entstanden
sind; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder
Teile von ihnen unmittelbar von der Tätigkeit betroffen waren;

(2) die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer diese Sachen zur
Durchführung seiner gewerblichen oder beruflichen Tätigkeiten (als Werkzeug, Hilfsmittel,
Materialablagefläche und dgl.) benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Aus
schluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von der Benutzung
betroffen waren;

(3) die Schäden durch eine betriebliche oder berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers
entstanden sind und sich diese Sachen oder - sofern es sich um unbewegliche Sachen
handelt - deren Teile im unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben;
dieser Ausschluss gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er zum Zeit
punkt der Tätigkeit offensichtlich notwendige Schutzvorkehrungen zur Vermeidung von
Schäden getroffen hatte.

zu Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7:

Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse In Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7 in der Person von Angestellten,
Arbeitern, Bediensteten, Bevollmächtigten oder Beauftragten des Versicherungsnehmers gegeben, so
entfällt gleichfalls der Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Versicherungsnehmer als auch
für die durch den Versicherungsvertrag etwa mitversicherten Personen.

7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versicherungsnehmer hergestellten oder geliefer
ten Sachen, Arbeiten oder sonstigen Leistungen infolge einer in der Herstellung, Lieferung oder
Leistung liegenden Ursache und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Dies gilt
auch dann, wenn die Schadenursache in einem mangelhaften Einzelteil der Sache oder in einer
mangelhaften Teilleistung liegt und zur Beschädigung oder Vernichtung der Sache oder Lei
stung führt.

Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Dritte im Auftrag oder für Rechnung des
Versicherungsnehmers die Herstellung oder Lieferung der Sachen oder die Arbeiten oder son
stigen Leistungen übernommen haben.
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7.9 Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden Schadenereignissen: Ansprüche aus §110
Sozialgesetzbuch VII sind jedoch mitversichert.

7.10 (a) Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer wegen Umweltschäden gemäß Umwelt
schadensgesetz oder anderer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden
nationalen Umsetzungsgesetzen geltend gemacht werden. Dies gilt auch dann, wenn der Versi
cherungsnehmer von einem Dritten aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtli
chen Inhalts auf Erstattung der durch solche Umweltschäden entstandenen Kosten in Anspruch
genommen wird.

Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche erhalten, die auch ohne Bestehen
des Umweltschadensgesetzes oder anderer auf der EU- Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG)
basierender nationaler Umsetzungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflicht
bestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer geltend gemacht wer
den könnten.

Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichthsiken.

7.10 (b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwirkung.

Dieser Ausschluss gilt nicht

(1) im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken

oder

(2) für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse
(auch Abfälle), durch Arbeiten oder sonstige Leistungen nach Ausführung der Leistung oder
nach Abschluss der Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht).

Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für Schäden durch Umwelteinwirkung, die aus
der Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung
von

-  Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu
lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen);

- Anlagen gem. Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen);

- Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs
oder Anzeigepflicht unterliegen;

- Abwasseranlagen

oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche Anlagen bestimmt sind.

7.11 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeug
nisse zurückzuführen sind.

7.12 Haltpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang
stehen mit energiereichen ionisierenden Strahlen (z.B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder
Röntgenstrahlen).

7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen sind auf

(1) gentechnische Arbeiten,

(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO),
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(3) Erzeugnisse, die

-  Bestandteile aus GVO enthalten,

-  aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden.

7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entstehen durch

(1) Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer handelt,

(2) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen,

(3) Überschwemmungen stehender oder fließender Gewässer.

7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, der Übermittlung und der Bereitstel
lung elektronischer Daten, soweit es sich handelt um Schäden aus

(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Veränderung von Daten,

(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten,

(2) Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaustausch,

(4) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen.

7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- oder Namensrechtsverletzungen.

7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleich
behandlung oder sonstigen Diskriminierungen.

7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus der Übertragung einer Krankheit des
Versicherungsnehmers resultieren. Das Gleiche gilt für Sachschäden, die durch Krankheit der
dem Versicherungsnehmer gehörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden
sind. In beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer beweist,
dass er weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat.

Beginn des Versicherungsschutzes/Beitrogszohlung

8. Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt,
wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von
Ziff. 9.1 zahlt. Der in Rechnung gestellte Beitrag enthalt die Versicherungsteuer, die der Versi
cherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat.

Alternative für die echte unterjährige Beitragszahlung:

8. Beginn des Versicherungsschutzes, Beitrag und Versicherungssteuer

8.1 Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt,
wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von
Ziff. 9.1 zahlt.

8.2. Die Beiträge können je nach Vereinbarung in einem einzigen Betrag (Einmalbetrag), durch Mo
nats-, Vierteljahres-, Halbjahres- oder Jahresbeiträge (laufende Beträge) entrichtet werden. Die
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Versicherungsperiode umfasst bei unterjähriger Beitragszahlung entsprechend der Zahlungs
weise einen Monat, ein Vierteljahr bzw. ein halbes Jahr.

8.3 Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der Versicherungsnehmer
in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat.

9  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einmaliger Beitrag

9.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang
des Versicherungsscheins fällig.

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate
des ersten Jahresbeitrags.

Alternative für die echte unterjährige Beitragszahlung;

9.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang
des Versicherungsscheins fällig.

9.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu
einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten
hat. Für Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung des Beitrags eintreten, ist der Versicherer nur
dann nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei
lung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechts
folge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat.

9.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der
Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer
kann nicht zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung
nicht zu vertreten hat.

10. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag

10.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, am Monatsersten des verein
barten vereinbarten Beitragszeitraums fällig.

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein oder in der Beitrags
rechnung angegebenen Zeitpunkt erfolgt.

10.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne Mahnung
in Verzug, es sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu ver
langen.

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem Versicherungsnehmer
auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen be
tragen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des Bei
trags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach den Ziff.
10.3 und 10.4 mit dem Fristablauf verbunden sind.

10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug,
besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zah
lungsaufforderung nach Ziff. 10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen wurde.

10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug,
kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den Versiche-

1  rungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziff. 10.2 Abs. 3 daraufhingewiesen hat.
1
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Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines Mo
nats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen
dem Zugang der Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versiche
rungsschutz. Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach Ziff. 10.3. bleibt unberührt.

11. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig,
wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer ei
ner berechtigten Einziehung nicht widerspricht.

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht
eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach ei
ner in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versicherungsnehmer das SEPA-
Lastschriftmandat widerrufen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu
vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig
Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur
Übermittlung des Beitrags erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu In Textform aufge
fordert worden ist.

12. Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch ausstehenden Raten sofort
fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist.

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszahlung verlangen.

Alternative für die echte unterjährige Beitragszahlung;

12. Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung

Gestrichen

13. Beitragsregulierung

13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, ob und welche Änderungen des
versicherten Risikos gegenüber den früheren Angaben eingetreten sind. Diese Aufforderung
kann auch durch einen Hinweis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Die Angaben sind innerhalb
eines Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen und auf Wunsch des Versicherers
nachzuweisen. Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des Versicherers kann dieser vom Versi
cherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des festgestellten Beitragsunter
schiedes verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an der
Unrichtigkeit der Angaben kein Verschulden trifft.

13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsnehmers oder sonstiger Feststellungen
wird der Beitrag ab dem Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Beitragsregulierung), beim Weg
fall versicherter Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim Versi
cherer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf dadurch nicht unterschritten werden. Alle

entsprechend Ziff. 15.1 nach dem Versicherungsabschluss eingetretenen Erhöhungen und Er
mäßigungen des Mindestbeitrags werden berücksichtigt.

13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mitteilung, kann der Versicherer für den
Zeitraum, für den die Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe des für diesen
Zeitraum bereits in Rechnung gestellten Beitrages verlangen. Werden die Angaben nachträglich
gemacht, findet eine Beitragsregulierung statt. Ein vom Versicherungsnehmer zuviel gezahlter
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Beitrag wird nur zurückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten nach Zugang
der Mitteilung des erhöhten Beitrages erfolgten.

13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf Versicherungen mit Beitrags
vorauszahlung für mehrere Jahre.

14. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, soweit durch Gesetz nicht etwas
anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in
dem Versicherungsschutz bestanden hat.

15. Beitragsangleichung

15.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsangleichung. Soweit die Beiträge nach Lohn-,
Bau- oder Umsatzsumme berechnet werden, findet keine Beitragsangleichung statt. Mindestbei
träge unterliegen unabhängig von der Art der Beitragsberechnung der Beitragsangleichung.

15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung für die ab dem 1. Juli fälligen Beiträ
ge, um welchen Prozentsatz sich im vergangenen Kalenderjahr der Durchschnitt der Schaden
zahlungen aller zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflichtversicherung zugelassenen Versicherer
gegenüber dem vorvergangenen Jahr erhöht oder vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz

rundet er auf die nächst niedrigere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab.

Als Schadenzahlungen gelten dabei auch die speziell durch den einzelnen Schadenfall veran-
lassten Ausgaben für die Ermittlung von Grund und Höhe der Versicherungsleistungen.

Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres ist die Summe der in diesem Jahr ge
leisteten Schadenzahlungen geteilt durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum neu angemelde
ten Schadenfälle.

15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle einer Verminderung verpflichtet,
den Folgejahresbeitrag um den sich aus Ziff. 15.2 ergebenden Prozentsatz zu verändern (Bei
tragsangleichung). Der veränderte Folgejahresbeitrag wird dem Versicherungsnehmer mit der
nächsten Beitragsrechnung bekannt gegeben.

Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versicherers in jedem der letzten fünf Ka
lenderjahre um einen geringeren Prozentsatz als denjenigen erhöht, den der Treuhänder jeweils
für diese Jahre nach Ziff. 15.2 ermittelt hat, so darf der Versicherer den Folgejahresbeitrag nur
um den Prozentsatz erhöhen, um den sich der Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach sei
nen unternehmenseigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhöhung darf die
jenige nicht überschreiten, die sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde.

15.4 Liegt die Veränderung nach Ziff. 15.2 oder 15.3 unter 5 Prozent, entfällt eine Beitragsan
gleichung. Diese Veränderung ist jedoch in den folgenden Jahren zu berücksichtigen.

Alternative für die echte unterjährige Beitragszahlung:

15. Beitragsangleichung

15.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsangleichung. Soweit die Beiträge nach Lohn-,
Bau- oder Umsatzsumme berechnet werden, findet keine Beitragsangleichung statt. Mindestbei
träge unterliegen unabhängig von der Art der Beitragsberechnung der Beitragsangleichung. Sie
wird jeweils ab Beginn desjenigen Versicherungsjahres wirksam, das ab dem 1. Juli beginnt.

15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung für die Beiträge der ab dem 1. Juli
beginnenden Versicherungsjahre, um welchen Prozentsatz sich im vergangenen Kalenderjahr
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der Durchschnitt der Schadenzahlungen aller zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflichtversiche
rung zugelassenen Versicherer gegenüber dem vorvergangenen Jahr erhöht oder vermindert
hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet er auf die nächst niedrigere, durch fünf teilbare ganze
Zahl ab. Als Schadenzahlungen gelten dabei auch die speziell durch den einzelnen Schadenfall
veranlassten Ausgaben für die Ermittlung von Grund und Höhe der Versicherungsleistungen.

Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres ist die Summe der in diesem Jahr ge
leisteten Schadenzahlungen geteilt durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum neu angemelde
ten Schadenfälle.

15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle einer Verminderung verpflichtet,
die Folgebeiträge um den sich aus Ziff. 15.2 ergebenden Prozentsatz zu verändern (Beitragsan
gleichung). Der veränderte Folgebeitrag wird dem Versicherungsnehmer mit der Beitragsrech
nung bekannt gegeben.

Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versicherers in jedem der letzten fünf Ka
lenderjahre um einen geringeren Prozentsatz als denjenigen erhöht, den der Treuhänder jeweils
für diese Jahre nach Ziff. 15.2 ermittelt hat, so darf der Versicherer die Folgebeiträge nur um
den Prozentsatz erhöhen, um den sich der Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen
unternehmenseigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhöhung darf diejenige
nicht überschreiten, die sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde.

15.4 Liegt die Veränderung nach Ziff. 15.2 oder 15.3 unter 5 Prozent, entfällt eine Beitragsan
gleichung. Diese Veränderung ist jedoch in den folgenden Jahren zu berücksichtigen.

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung

16. Dauer und Ende des Vertrages

16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abgeschlossen.

16.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein
Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen
Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist.

16.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es einer Kün
digung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

16.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Versicherungsnehmer den Vertrag
zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauffolgenden Jahres kündigen; die Kündigung
muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjah
res zugegangen sein.

17. Wegfall des versicherten Risikos

Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen, so erlischt die Versicherung be
züglich dieser Risiken. Dem Versicherer steht der Beitrag zu, den er hätte erheben können,
wenn die Versicherung dieser Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem
er vom Wegfall Kenntnis erlangt.

18. Kündigung nach Beitragsangleichung

Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung gemäß Ziff. 15.3, ohne dass sich der
Umfang des Versicherungsschutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer den Versiche
rungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger
Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die Beitragserhöhung wirksam
werden sollte.
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Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzu
weisen. Die Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen Monat vor dem Wirk
samwerden der Beitragserhöhung zugehen.

Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein Kündigungsrecht.

19. Kündigung nach Versicherungsfall

19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn

-  vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleistet wurde oder

-  dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den Versicherungsschutz fallenden
Haftpflichtanspruch gerichtlich zugestellt wird.
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Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform spätestens einen Monat nach der Scha
densersatzzahlung oder der Zustellung der Klage zugegangen sein.

19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem Zugang beim Versi
cherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu ei
nem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode,
wirksam wird.

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungs
nehmerwirksam.

Alternative für die echte unterjährige Beitragszahlung:

19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem Zugang beim Versi
cherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu ei
nem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres,
wirksam wird.

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungs
nehmer wirksam.

20. Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen

20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversicherung besteht, an einen Dritten veräußert,
tritt dieser an Stelle des Versicherungsnehmers in die während der Dauer seines Eigentums
sich aus dem Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein.

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nießbrauchs, eines Pachtvertrages oder
eines ähnlichen Verhältnisses von einem Dritten übernommen wird.

20.2 Das Versicherungsverhältnis kann In diesem Falle

-  durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer Frist von einem Monat,
-  durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofortiger Wirkung oder auf den Schluss

der laufenden Versicherungsperiode

in Textform gekündigt werden.

Alternative für die echte unterjährige Beitragszahlung:

20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle

-  durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer Frist von einem Monat,

-  durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofortiger Wirkung oder zu jedem späteren
Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres

in Textform gekündigt werden.

20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn

-  der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er
vom Übergang auf den Dritten Kenntnis erlangt;

-  der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Übergang ausübt, wobei das Kündi
gungsrecht bis zum Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der
Dritte von der Versicherung Kenntnis erlangt.
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20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer laufenden Versicherungsperiode und wird
das Versicherungsverhältnis nicht gekündigt, haften der bisherige Versicherungsnehmer und der
Dritte für den Versicherungsbeitrag dieser Periode als Gesamtschuldner.

20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch den bisherigen Versicherungs
nehmeroder den Dritten unverzüglich anzuzeigen.

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein Versicherungsschutz, wenn
der Versicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige
dem Versicherer hätte zugehen müssen, und der Versicherer den mit dem Veräußerer beste

henden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte.

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle Versicherungsfälle, die frühestens
einen Monat nach dem Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer von der Veräußerung Kennt
nis erlangt. Dies gilt nur, wenn der Versicherer in diesem Monat von seinem Kündigungsrecht
keinen Gebrauch gemacht hat.

Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeigepflicht nicht weg, wenn dem Versiche
rer die Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die Anzeige hätte zugehen müs
sen.

21. Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder Erlass von
Rechtsvorschriften

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass neuer
Rechtsvorschriften ist der Versicherer berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung
einer Frist von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb
eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der Versicherer von der Erhö
hung Kenntnis erlangt hat.

22. Mehrfachversicherung

22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in mehreren Versicherungsverträgen ver
sichert ist.

22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne dass der Versicherungsnehmer
dies wusste, kann er die Aufhebung des später geschlossenen Vertrages verlangen.

22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungsnehmer es nicht innerhalb eines
Monats geltend macht, nachdem er von der Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die
Aufhebung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem
Versicherer zugeht.

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

23. Vorvertragliche Anzeigepfllchten des Versicherungsnehmers

23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerhebtiche Umstände

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem Versicherer alle
ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt
hat und die für den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbar
ten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als
nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen
im Sinne des Satzes 1 stellt.
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Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Entschluss des Versicherers Ein-
fluss auszuüben, den Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen und kennt dieser
den gefahrerheblichen Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als
habe er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

23.2 Rücktritt

(1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen Umständen berechtigen
den Versicherer, vom Versicherungsvertrag zurückzutreten.

(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass
er oder sein Vertreter die unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch
grob fahrlässig gemacht hat.

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht
besteht nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen,
geschlossen hätte.

(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf er den Versicherungs
schutz nicht versagen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig
oder unrichtig angezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls noch für
die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht
aber kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig
verletzt hat.

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwerden der
Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

23.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die Verletzung einer Anzeige
pflicht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Ver
trag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat in Schriftform kündigen.

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der
Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu an
deren Bedingungen, geschlossen hätte.

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den Vertrag auch bei Kenntnis
der nicht angezeigten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die
anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der
Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen
ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 10% oder schließt der Versi
cherer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungs
nehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers frist
los kündigen.

Der Versicherer muss die ihm nach Ziff. 23.2 und 23.3 zustehenden Rechte innerhalb eines Mo

nats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verlet
zung der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt.
Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere
Umstände zur Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist nicht ver
strichen ist.
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Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziff. 23.2 und 23.3 nur zu, wenn er den Versiche
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverlet
zung hingewiesen hat

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziff. 23.2 und 23.3 genannten Rechte nicht berufen,
wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

23.4 Anfechtung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt un
berührt. Im Fall der Anfechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, der der bis zum
Wirksamwerden der Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

24. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsnehmer auf Verlangen des Versi
cherers innerhalb angemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter
Abwägung der beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden
geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend.

25. Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles

25.1 Jeder Versicherungsfall ist, auch wenn noch keine Schadensersatzansprüche erhoben worden
sind, dem Versicherer innerhalb einer Woche anzuzeigen. Das Gleiche gilt, wenn gegen den
Versicherungsnehmer Haftpflichtansprüche geltend gemacht werden.

25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Scha
dens sorgen. Weisungen des Versicherers sind dabei zu befolgen, soweit es für den Versiche
rungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße Scha
denberichte zu erstatten und ihn bei der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. Al
le Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung des Schadens wichtig sind,
müssen mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt werden.

25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staatsanwaltschaftliches, behördliches oder gerichtli
ches Verfahren eingeleitet, ein Mahnbescheid erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkündet,
hat er dies ebenfalls unverzüglich anzuzeigen.

25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von Verwaltungsbehörden auf Schadens
ersatz muss der Versicherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder die sonst erforderlichen
Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es nicht.

25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch gerichtlich geltend gemacht, hat
er die Führung des Verfahrens dem Versicherer zu überlassen. Der Versicherer beauftragt im
Namen des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer muss dem
Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte erteilen und die angeforderten Un
terlagen zur Verfügung stellen.

26. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem Vertrag, die er vor Eintritt des
Versicherungsfalles zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab
Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündi
gungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder

,  , auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte.

26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, verliert der Versicherungs
nehmer seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der
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Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei Verletzung einer
nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur
Voraussetzung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt
hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist,
dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche
rungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung
ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt
hat.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der Versicherer ein ihm nach
Ziff. 26.1 zustehendes Kündigungsrecht ausübt.

Weitere Bestimmungen

27. Mitversicherte Person

27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprüche gegen andere Personen als den
Versicherungsnehmer selbst, sind alle für ihn geltenden Bestimmungen auf die Mitversicherten
entsprechend anzuwenden. Die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (Ziff. 4.) gelten
nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person eines Mitversicherten entsteht.

27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht ausschließlich dem Versiche
rungsnehmer zu. Er ist neben den Mitversicherten für die Erfüllung der Obliegenheiten verant
wortlich.

28 Abtretungsverbot

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung ohne Zustimmung des Versi
cherers weder abgetreten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an den geschädigten Dritten
ist zulässig.

29 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung

29.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen an die Hauptverwaltung
des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig
bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden.

29.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt,
genügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die
Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift.
Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt entspre
chend für den Fall einer Namensänderung des Versicherungsnehmers.

29.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Betrieb abgeschlossen, finden bei
einer Verlegung der betrieblichen Niederlassung die Bestimmungen der Ziff. 29.2 entsprechen
de Anwendung.
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30 Verjährung

30.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die Fristberechnung
richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.

30.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, ist die
Verjährung von der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des
Versicherers dem Anspruchsteller in Textform zugeht.

31 Zuständiges Gericht

31.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche
Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zustän
digen Niederlassung. Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der Versiche
rungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung oder seinen
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Verlegt je
doch der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlas
sung, seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt ins
Ausland, sind die Gericht des Staates zuständig, in dem der Versicherer seinen Sitz hat.

31.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem Versicherungs
vertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Ermange
lung eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versiche
rungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz
oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn der Versicherungs
nehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen
Rechts oder eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist

31.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt,
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen
den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungs
vertrag zuständigen Niederlassung.

32 Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

Alternative für die echte unterjährige Beitragszahlung:

33 Begriffsbestimmung

Versicherungsjahr;

Das Versicherungsjahr erstreckt sich über einen Zeitraum von zwölf Monaten. Besteht die ver

einbarte Vertragsdauer jedoch nicht aus ganzen Jahren, wird das erste Versicherungsjahr ent
sprechend verkürzt. Die folgenden Versicherungsjahre bis zum vereinbarten Vertragsablauf sind
jeweils ganze Jahre.
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Ausschlußklausel für Krieg, Entführung und

andere Risiken (AVN 48 B)

War, Hl-Jacking and other Perils Exciusion

Clause (AVN 48 B)

Von der Versicherung ausgeschlossen sind Schäden, verursacht
durch

a) Krieg, Invasion, Handlungen ausländischer Feinde, Feindselig
keiten (mit oder ohne Kriegserklärung), Bürgerkrieg, Rebel

lion, Revolution, Aufstand, Kriegsrecht, militärische oder

widerrechtliche Machtübernahme oder Versuche zur wider

rechtlichen Machtübernahme:

b) jede feindselige Explosion einer Kriegswaffe unter Anwendung

atomarer oder nuklearer Kernspaltung und/ oder -fusion oder

jede andere ähnliche Reaktion oder radioaktive Strahlung;

c) Streik, Aufruhr, bürgerliche Unruhen oder Arbeitsunruhen;

d) jede Handlung von einer oder mehreren Personen, seien es

Agenten einer Staatsgewalt oder nicht, die politischen oder

terroristischen Zwecken dient, gleichgültig, ob der dadurch

entstehende Schaden zufällig oder beabsichtigt ist;

e) jede böswillige Handlung oder jeder Sabotageakt;

f) Beschlagnahme, Verstaatlichung, Übernahme, zwangsweise
Zurückhaltung, Einbehaltung, Aneignung, Requirierung für

einen Rechtsanspruch oder eine Verwendung durch eine

Regierung oder aufgrund deren Befehles (zivil, militärisch oder

de facto) oder durch eine staatliche oder örtliche Behörde;

g) Entführung oder jede ungesetzliche Übernahme oder wider
rechtliche Kontrolle von Luftfahrzeugen oder deren Besatzung

(einschließlich aller Versuche einer solchen Übernahme oder
Kontrolle) durch eine oder mehrere sich an Bord befindliche

Personen, die ohne Zustimmung des Versicherungsnehmers

handeln.

Außerdem ersetzt diese Versicherung keine Schäden, die sich

ereignen, während sich das Luftfahrzeug aufgrund jeder der oben

angeführten Gefahrentatbestände außerhalb der Verfügungs

gewalt des Versicherungsnehmers befindet. Das Luftfahrzeug

kann erst wieder unter Verfügungsgewalt des Versicherungs

nehmers angesehen werden nach sicherer Rückkehr auf einem
für den Betrieb des Luftfahrzeugs geeigneten Landeplatz, der

durch den geographischen Geltungsbereich der Police nicht aus

geschlossen ist. (Die sichere Rückkehr ist erfolgt, wenn das

Luftfahrzeug ohne Zwang mit ausgeschalteten Triebwerken

abgestellt wurde).

In Zweifelsfällen gilt der englische Originaltext.

This Policy does not cover Claims caused by

a) War, Invasion, acts of foreign enemles, hostilities (whether war
be declared or not), civil war, rebellion, revolution, insur-
rection, martial law, military or usurped power or attempts at

Usurpation of power.

b) Any hostile detonation of any weapon of war employing atomic
or nuclear fission and/or fusion or other like reaction or radio-

active force or matter.

c) Strikes, riots, civil commotions or labour disturbances.

d) Any act of one or more persons, whether or not agents of a
sovereign Power, for political or terrorist purposes and whether
the loss or damage resulting therefrom is accidental or
Intentional.

e) Any maiicious act or act of Sabotage.

f) Confiscation, nationalisation, selzure, restraint, detention, ap-
propriation, requisition for title or use by or under the order of
any Government (whether civil military or de facto) or public or
local authorlty.

Hi-jacking or any unlawfui seizure or wrongfui exercise of
control of the Aircraft or crew in Flight (including any attempt

at such seizure or control) made by any person or persons on

board the Aircraft acting without the consent of the Insured.

Furthermore this Policy does not cover Claims arising whilst the

Aircraft is outside the control of the Insured by reason of any of

the above perils. The Aircraft shall be deemed to have been
restored to the control of the Insured on the safe return of the

Aircraft to the Insured at an airfield not exciuded by the

geographical limits of this Policy, and entirely suitable for the
Operation of the Aircraft (such safe return shall require that the

Aircraft be parked with engines shut down and under no duress).

AVN 48.06/05



EURO
VERSICHERUNGS

AVIATION
AKTIENGESELLSCHAFT

HOCHALLEE 80 • 20149 HAMBURG • TELEFON 040/44 59 41 • TELEFAX 040/450 59 94

Deckungserweitung der
Luftfahrt-Haftpflichtversicherung auf Kriegs-,

Entführungs- und andere Risiken
(Klausel AVN 52D/E)

Extended Coverage Endorsement

(Aviation Liabilities AVN 52 D / E)

1. Deckungsumfang

Während dem Versicherungsvertrag die Ausschlußktausel für

Krieg, Entführung und andere Risiken (AVN 48 B) zugrunde

liegt, werden hiermit unter Berücksichtigung eines in der
Police genannten Zuschlagsbeitrages und Beginndatums alle
Ziffern, außer Ziffer b), der Klausel AVN 48 B unter den

Voraussetzungen der folgenden Bestimmungen wieder einge
schlossen.

1. Converextent

Whereas the Policy of which this Endorsement forms part
includes the War, Hi-Jacking and Other Perlls Exciusion
Clause (Clause AVN 48 B), in consideration of an Additional
Premium of it is hereby understood and agreed that
with effect from all sub paragraphs other than b) of

Clause AVN 48 B forming part of this Policy are deleted
subject to alt terms and conditions of this Endorsement.

2. Ausschlüsse

Obwohl Ziffer a) der Klausel AVN 48 B wieder eingeschlossen

wurde, schließt der Versicherungsschutz allerdings weiterhin

die Deckung für jegliche Sachschäden am Boden aus, die
sich außerhalb von Kanada und den Vereinigten Staaten von

Amerika ereignen, es sei denn, sie sind durch ein Luft

fahrzeug hervorgerufen oder resultieren aus dessen

Gebrauch.

2. Exclusions

Exciusion applicable only to any cover extended in respect of
the deietion of sub-paragraph a) of Clause AVN 46 B.

Cover shall not include liability for damage to any form of
property on the ground situated outside Canada and the
United States of America unless caused by or arlsing out of

the use of aircraft.

3. Beschränkung der Deckungssumme

Die versicherte Deckungssumme im Rahmen dieser De
ckungserweiterung beträgt maximal USD 50.000.000 je

Ereignis und für alle Ereignisse der Versicherungsperiode
zusammen; ist das jeweilige Limit einer Police geringer, gilt

dieses hierfür (Sub-Umit). Dieses Sub-Limit beinhaltet das im

Vertrag vereinbarte Policenlimit und gilt nicht zusätzlich dazu.

Im Rahmen des für den Versicherungsnehmer unter der

Police vereinbarten erweiterten Versicherungsschutzes gilt

dieses Sublimit nicht für die Deckung:

3.1 Der Passagiere (incl. des aufgegebenen Reisegepäcks und
Obhutsgepäcks) eines Luftfahrzeugbetreibers aus dem

Gebrauch seiner Luftfahrzeuge;

3.2 von Fracht und Post während sie sich an Bord von

Luftfahrzeugen eines Luftfahrzeugbetreibers befinden, für den

die Police Versicherungsschutz aus dem Gebrauch seiner

Luftfahrzeuge bietet.

4. Automatische Beendigung des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz für diese Deckungserweiterung

endet automatisch bei Vorliegen folgender Tatbestände:

3. LImItation of LIablllty

The limit of Insurers' liability in respect of the coverage

provided by this Endorsement shall be USD 50.000.000 or
the applicable policy limit whichever the lesser any one
Occurrence and in the annual aggregate (the „sub-limit"). This
sub-limit shall apply within the füll Policy limit and not in
addition thereto.

To the extent coverage is afforded to an Insured under the

Policy, this sub-limit shal not apply to such Insured's liability:

3.1 To the passengers (and for their baggage and personal
effects) of any aircraft Operator to whom the Policy affords
Cover for liability to its passengers arlsing out of its Operation
of aircraft;

3.2 for cargo and mail while it is on board the aircraft of any
aircraft Operator to whom the Policy affords cover for liability

for such cargo and mail arising out of its Operation of aircraft.

4. Automatic Termlnatlon

To the extent provided below, cover extended by this
endorsement shall terminate automatically in the following

circumstances:

4.1 Versicherungsschutz Insgesamt

bei Kriegsausbruch (mit oder ohne Kriegserklärung) zwi

schen zwei oder mehreren der folgenden Staaten:

Frankreich, Volksrepublik China, Russische Föderation,

Großbritannien, Vereinigte Staaten von Amerika

4.1 All Cover

Upen the outbreak of war (whether there be a deciaration of

war or not) between any two or more of the following States:

France, People's of China, Russian Federation, United King

dom, United States of America.
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4.2 Versicherungsschutz bei Wiedereinschiuß der Ziffer a)

der Klausel AVN 48 B

Bei einer feindseligen Explosion einer Kriegswaffe unter An

wendung atomarer oder nuklearer Kernspaltung und/oder

-fusion oder jede andere ähnliche Reaktion oder radioaktive

Strahlung, gleichgültig wo und wann eine derartige Deto

nation stattfindet und ob das versicherte Luftfahrzeug davon

betroffen wird oder nicht.

4.2 Any cover extended In respect of the deletion of

sub-paragraph (a) of Ciause AVN 48 B

Upon the hostile detonation of any weapon of war employing

atomic or nuclear fission and/or fusion or other like reaction

or radioactive force or matter wheresoever or whensoever

such detonation may occur and whether or not the Insured

Aircraft may be Involved.

4.3 Versicherungsschutz eines für Rechtsanspruch oder

Nutzung beschlagnahmten Luftfahrzeuges

bei Requirierung:

Sofern sich ein versichertes Luftfahrzeug bei Eintritt der

Tatbestände gemäß Ziffern 4.1 bis 4.3 In der Luft befindet,

besteht Versicherungsschutz für diese Deckungsenveiterung

weiter (vorausgesetzt, dass der Vertrag nicht anderweitig

aufgehoben, beendet oder unterbrochen ist) bis das Luft

fahrzeug seine erste Landung danach vollendet hat und alle

Passagiere das Luttfahrzeug verlassen haben.

4.3 All Cover In respect of any of the Insured Aircraft

requlsltloned for elther title or use

upon such requisition:

Provided that if an insured Aircraft is in the air when 4.1, 4.2

or 4.3 occurs, then the cover provided by this Endorsement

(unless otherwise cancelied, terminated or suspended) shall

continue in respect of such an Aircraft untll compietion of its

first landing thereafter and any passengers have

disembarked.

5. Überprüfung und Kündigung des
Versicherungsschutzes

5. Review and Canceliatlon

5.1 Überprüfung des Beitrages und/oder des geograflschen
Geltungsbereiches (7 Tage)

Der Versicherer kann jederzeit die Deckungserweiterung zur

Überprüfung des Beitrages und/oder des geografischen Gel
tungsbereichs kündigen - die Kündigung wird wirksam nach

Ablauf von 7 Tagen ab 23.59 Uhr GMT des Tages, an dem

die Kündigung zugegangen ist.

5.1 Review of Premlum and/or Geographical Limits

(7 days)

Insurers may give notice to review premium and/or geo

graphical limits - such notice to become effective on the
expiry of seven days from 23.59 hours GMT on the day on

which notice is glven.

5.2 Teilkündigung (48 Stunden)

Aufgrund einer feindseligen Detonation wie in Ziffer 4.2

genannt, kann der Versicherer einen oder mehrere Teiie des

Deckungsschutzes der Ziffer 1 kündigen unter Hinweis auf

die Ziffern c), d), e), f) und/oder g) der Klausel AVN 48 B. Die

Kündigung wird wirksam nach Ablauf von 48 Stunden ab

23.59 Uhr GMT des Tages, an dem die Kündigung

zugegangen ist.

5.3 Kündigung (7 Tage)

Die vereinbarte Deckungserweiterung kann Insgesamt

jederzeit vom Versicherer oder vom Versicherungsnehmer

mit einer Frist von 7 Tagen, gerechnet ab 23.59 GMT des

Tages, an dem die Kündigung zugegangen Ist, gekündigt
werden.

5.2 LImIted Canceliatlon (48 hours)

Following a hostile detonation as specified in 4.2 above,

Insurers may give notice of canceliatlon of one or more parts

of the cover provided by paragraph 1. of this Endorsement by

reference to sub-paragraphs (c), (d), (e) (f) and/or (g) of

Ciause AVN 48 B-such notice to become effective on the

expiry of forty-elght hours from 23.59 hours GMT on the day

on which notice is given.

5.3 Cancellation (7 days)

The cover provided by this Endorsement may be canceiied

by either Insurers or the insured giving notice to become
effective on the expiry of seven days from 23.59 hours GMT

on the day on which such notice is given.

5.4 Benachrichtigung

Alle genannten Benachrichtigungen sollen In schriftlicher

Form erfolgen.

5.4 Notices

All notices reffered to herein shall be in writing.

Im Zweifelsfall gilt der englische Originaltext. In the doubt is valid the English original text.
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Luftfahrzeug-Vielschutz-Versicherung Nr. 0600-25346

Anlage zur Luftfahrtversicherung EA 2488

Name und Anschrift des Versicherungsnehmers

Gemeinschaft zur Förderung

der Flugsportler

Tannenweg 2

63937 Weilbach

ASBEST AUSSCHLUSS-KLAUSEL

Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden und Aufwendungen, die auf Asbest,
asbesthaltige Substanzen und Erzeugnisse zurückzufuhren sind.

Der Ausschluss gilt nicht, wenn die Schäden durch Absturz, Feuer, Explosion, Zusammenstoß

oder eine registrierte Notsituation eines Luftfahrzeuges während des Fluges, die einen
ungewöhnlichen Flugzustand bewirkt, verursacht werden bzw. diese genannten Tatbestände

zur Folge haben.

Ebenso bleiben sonstige plötzlich und unfallartig eintretende Schäden versichert.
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Luftfahrzeug-Vielschutz-Versicherung Nr. 0600-25346

Anlage zur Luftfahrtversicherung AVN III 01.10.10

Name und Anschrift des Versicherungsnehmers

Gemeinschaft zur Förderung

der Flugsportler

Tannen weg 2

63937 Weilbach

Sanctions and Embargo Clause

Notwithstanding anything to the contrary in the Policy the foilowing shall apply:

1. If, by virtue of any law or regulation which is applicable to an Insurer at the inception of this
Policy or becomes applicable at any time thereafter, providing coverage to the Insured is or
would be uniawfui because it breaches an embargo or sanction, that Insurer shall provide no
coverage and have no liability whatsoever nor provide any defence to the Insured or make any
payment of defence costs or provide any form of security on behalf of the Insured, to the extent
that it would be in breach of such law or regulation.

2. In circumstances where it is lawful for an Insurer to provide coverage under the Policy, but the
payment of a valid and otherwise collectable claim may breach an embargo or sanction, then the
Insurer will take all reasonable measures to obtain the necessaty authorisation to make such

payment.

3. In the event of any law or regulation becoming applicable during the Policy period which will
restrict the ability of an Insurer to provide coverage as specified in paragraph 1, then both the
Insured and the Insurer shall have the right to cancel its participation on this Policy in
accordance with the laws and regulations applicable to the Policy provided that in respect of
canceilation by the Insurer a minimum of 30 days notice in writing be given.
In the event of canceilation by either the Insured or the Insurer, the Insurer shall retain the pro
rata proportion of the premium for the period that the Policy has been in force. However, in the
event that the incurred claims at the effective date of canceilation exceed the eamed or pro rata
premium (as applicable) due to the Insurer, and in the absence of a more specific provision in
the Policy relating to the retum of premium, any retum premium shall be subject to mutual
agreement. Notice of canceilation by the Insurer shall be effective even though the Insurer
makes no payment or tender of retum premium.
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Bestimmungen zum Versicherungsvertrag (BzV)

Anwendbares Recht, Vertragsgrundlagen

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. Grundlage dieses Vertrages sind

der Antrag, der Versicherungsschein und die Nachträge, jeweils ein

schließlich der darin genannten Vertragsbestandteiie.

Beginn des Versicherungsvertrages

Der Versicherungsvertrag kommt zustande, sobald wir Ihren Antrag ange

nommen haben. Die Annahme erklären wir in der Regel durch die Über
sendung des Versicherungsscheins.

Widerrufsbelehrung für die

Luftfahrt Unfallversicherung

Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne An

gabe von Gründen in Textform (z. B. per Brief, Telefax oder E-mail) wider

rufen.

Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die Ver

tragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbe

dingungen (EA 03), die weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2

des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit den §§ 1 bis 4

der WG-Informationspflichtenverordnung und diese Beiehrung erhalten

haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absen-

dung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:

Euro-Aviation Versicherungs-Aktiengeseilschaft

Hochaiiee 80

D-20149 Hamburg

lnfo@euroaviation.de

Fax •t-49-40-450 59 94.

Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz

und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs

entfallenden Teil der Prämien, wenn Sie zugestimmt haben, dass der

Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil

der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen

wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich um einen Betrag

in Höhe von 1/360 der im Versicherungsschein angegebenen Jahres

prämie pro Tag. Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt un

verzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs.

Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufs

frist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen

zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszu

geben sind.

Besondere Hinweise

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen

Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor

Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Ihre Euro-Aviation Versicherungs-AG

Fälligkeit des Beitrags

Der erste oder einmalige Beitrag wird sofort nach Abschluss des Versiche

rungsvertrages fällig, wenn nichts anderes bestimmt ist. In der Luftfahrt Un

fallversicherung wird der erste oder einmalige Beitrag abweichend davon

zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins fällig. Die Folgebei

träge sind zu dem im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung

angegebenen Zeitpunkt zur Zahlung fällig.

Folgen des Verzuges bei Nichtzahlung

des Erstbeitrags

Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist die rechtzeitige Zahlung des

ersten oder einmaligen Beitrags. Wenn dieser aus von Ihnen zu vertretenen

Gründen nicht unverzüglich, in der Unfallversicherung 14 Tage nach Fällig

keit, gezahlt wird und Sie mit der Zahlung in Verzug sind, beginnt der Ver

sicherungsschutz nicht zu dem im Versicherungsschein angegebenen

Zeitpunkt. In diesem Fall entfällt auch ein vorläufiger Versicherungsschutz

rückwirkend.

Dasselbe gilt, wenn vereinbart ist, dass wir den ersten oder einmaligen Bei

trag von einem Konto einziehen und ein Beitrag aus von ihnen zu vertrete

nen Gründen nicht abgebucht werden kann oder, wenn einer berechtigten

Einziehung widersprochen wird. Bitte vergewissern Sie sich deshalb, dass

der Beitrag von dem Konto sicher abgebucht werden kann.

Wenn Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig zahlen, kön

nen wir von dem Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag aus von ihnen

zu vertretenen Gründen nicht gezahlt ist. In diesem Fall können wir trotz

Leistungsfreiheit eine angemessene Geschäftsgebühr in Höhe von 30 %

der Prämie berechnen. Die Geltendmachung eines darüber hinaus gehen

den Schadens bleibt vorbehalten, Führt der Versicherungsnehmer den

Nachweis, dass dem Versicherer ein geringerer Schaden entstanden ist, so

gebührt ihm nur eine Geschäftsgebühr in Höhe dieses Schadens.

Haben Sie die rechtzeitige Zahlung des Beitrags versäumt und sind wir

nicht vom Vertrag zurückgetreten empfehlen wir Ihnen dringend, den Bei

trag sofort zu zahlen, damit Sie jedenfalls für die Zukunft Versicherungs

schutz haben.

Änderung der Anschrift oder des Namens

Bitte teilen Sie uns Änderungen ihrer Anschrift (Wohnung oder Geschäft)
oder Ihres Namens zur Vermeidung von Nachteilen unverzüglich mit. Er

klärungen, die wir per Einschreiben an Ihre letzte uns bekannte Adresse

senden, gelten drei Tage nach der Absendung als Ihnen zugegangen.

Anzeigen und Erklärungen des Versicherers

Für unsere schriftlichen Anzeigen und Erklärungen genügt ein Computer-

Brief, auch wenn dieser nicht unterschrieben Ist.

Kopie der Erklärungen des Versicherers

Sie können jederzeit gegen Erstattung der Kosten Kopien der Erklärungen

fordern, die Sie mit Bezug auf den Vertrag abgegeben haben.

Inländische Gerichtsstände

Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag können Sie auch bei dem für un

seren Geschäftssitz zuständigen Gericht oder, wenn Sie eine natürliche Per

son sind, bei dem Gericht geltend machen, das für Ihren Wohnsitz

zuständig ist.

Wir können Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag an dem für Ihren

Wohnsitz zuständigen Gericht geitend machen. Weitere gesetzliche Ge

richtsstände können sich an dem für den Sitz oder die Niederlassung Ihres

Geschäfts- oder Gewerbebetriebs örtlich zuständigen Gericht ergeben.

Beschwerden

Sind Sie mit unserer Betreuung nicht zufrieden oder treten Meinungs
verschiedenheiten bei der Vertragsabwicklung auf, können Sie sich je
derzeit an uns, unseren Vertreter oder die

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht

- Bereich Versicherung -

Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn, wenden.
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Merkblatt zur Datenverarbeitung

Vorbemerkung

Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der
elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich
Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln;
auch bietet die EDV einen besseren Schutz der Versicherten

gemeinschaft vor missbräuchlichen Handlungen als die bisherigen
manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekanntgegebenen
Daten zu Ihrer Person wird durch das Bundesdatenschutzgesetz

(BDSG) geregelt. Danach ist die Datenverarbeitung und -nutzung
zulässig, wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie
erlaubt oder wenn der Betroffene eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt

die Datenverarbeitung und -nutzung stets, wenn dies im Rahmen der
Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses oder vertrags
ähnlichen Vertrauensverhältnissen geschieht oder soweit es zur
Wahrung berechtigter Interessen der speichernden Stelle erfor
derlich ist, und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das
schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluß der
Verarbeitung oder Nutzung überwiegt.

Einwilligungserkiärung

Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessen
abwägung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die
Datenverarbeitung ist in Ihren Versicherungsantrag eine Einwilli
gungserklärung nach dem BDSG aufgenommen. Diese gilt über die
Beendigung des Versicherungsvertrages hinaus, endet jedoch schon
mit Ablehnung des Antrags oder durch Ihren jederzeit möglichen

Widerruf, der allerdings den Grundsätzen von Treu und Glauben
unterliegt. Wird die Einwilligungserklärung bei Antragstellung ganz
oder teilweise gestrichen, kommt es u.U. nicht zu einem Vertrags
abschluß. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teilweise gestrichener
Einwilligungserklärung kann eine Datenverarbeitung und -nutzung in
dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der Vorbe
merkung beschrieben, erfolgen.

1. Datenspeicherung bei ihrem Versicherer

Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig
sind. Das sind zunächst Ihre Angaben (Antragsdaten). Weiter werden
zum Vertrag versicherungstechnische Daten wie Kundennummer
(Partnernummer), Versicherungssumme, Versicherungsdauer, Bei
trag, Bankverbindung sowie erforderlichenfalls die Angaben eines
Dritten, z. B. eines Vermittlers oder eines Sachverständigen geführt
(Vertragsdaten): Bei einem Versicherungsfall speichern wir Ihre Anga
ben zum Schaden und ggf. auch Angaben von Dritten wie z. B. die
Feststellung von Sachverständigen.

2. Datenübermittlung an Rückversicherer

Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets
auf einen Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten.
Deshalb geben wir in vielen Fällen einen Teil der Risiken an Rück
versicherer im In- und Ausland ab. Diese Rückversicherer benötigen

ebenfalls entsprechende versicherungstechnische Angaben von uns,
wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes
und des Risikos und Risikozuschlags sowie im Einzelfall auch Ihre

Personalien. Soweit Rückversicherer bei der Risiko- und Schaden

beurteilung mitwirken, werden Ihnen auch die dafür erforderlichen
Unterlagen zur Verfügung gestellt. In einigen Fällen bedienen sich die
Rückversicherer weiterer Rückversicherer, denen sie ebenfalls

entsprechende Daten übergeben.

3. Datenübermittlung an andere Versicherer

Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei
Antragstellung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem

Versicherer alle für die Einschätzung des Wagnisses und die
Schadenabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. Hierzu ge

hören z. B. Versicherungsfälle oder Mitteilungen über gleichartige
andere Versicherungen (beantragte, bestehende oder gekündigte).

Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Wider
sprüche in den Angaben des Versicherten aufzuklären oder um
Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden zu
schließen, kann es erforderlich sein, andere Versicherer um Auskunft

zu bitten oder entsprechende Auskünfte auf Anfragen zu erteilen.
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppetversicherungen,

gesetzlicher Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen)
eines Austausches von personenbezogenen Daten unter den
Versicherern. Dabei werden Daten des Betroffenen weitergegeben,

wie Name und Anschrift. Art des Versicherungsschutzes und des

Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Schadenhöhe und
Schadentag.

4. Zentrale Hinwelssysteme

Bei Prüfung eines Antrages oder eines Schadens kann es not
wendig sein, zur Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des
Sachverhalts oder zur Verhinderung von Versicherungsmißbrauch
Anfragen an den zuständigen Fachverband bzw. an andere Versi
cherer zu richten oder auch entsprechende Anfragen anderer Versi

cherer zu beantworten. Dazu bestehen bei den Fachverbänden

zentrale Hinweissysteme. Ein solches Hinweissystem gibt es auch
beim Verband der Schadenversicherer (Zusammenschluß der bis

herigen Verbände: Verband der Haftpflichtversicherer, Unfallversi
cherer, Autoversicherer und Rechtsschutzversicherer HUK-Verband,

Verband der Sachversicherer, Deutscher Transport Versiche
rungs-Verband). Die Aufnahme in dieses Hinweissystem und dessen
Nutzung erfolgt lediglich zu Zwecken, die mit diesem System verfolgt

werden dürfen, also nur soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt

sind.

Beispiel: Registrierung von auffälligen Schadenfällen sowie von

Personen, bei denen der Verdacht des Versicherungsmißbrauchs
besteht.

Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -Verhütung.

5. Betreuung durch Versicherungsvermittler

In Ihren Versicherungsangelegenheiten werden Sie durch einen
Vermittler betreut. Vermittler in diesem Sinn sind neben Einzel

personen auch Vermittlungsgesellschaften.

Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der
Vermittler zu diesen Zwecken von uns die für die Betreuung und
Beratung notwendigen Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und
Leistungsdaten, z. B. Versicherungsnummer, Beiträge, Art des
Versicherungsschutzes und des Risikos, Zahl der Versicherungsfälle

und Höhe von Versicherungsleistungen.

Die Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese personen

bezogenen Daten im Rahmen der genannten Beratung und
Betreuung der Kunden. Auch werden Sie von uns über Änderungen
der kundenrelevanten Daten informiert. Jeder Vermittler ist

gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Bestimmungen des BDSG
und seine besonderen Verschwiegenheitspflichten (z. B. Berufsge
heimnis und Datengeheimnis) zu beachten.

6. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte

Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz

neben dem eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf

Auskunft sowie unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf
Berichtigung, Sperrung oder Löschung Ihrer in einer Datei ge

speicherten Daten.

Wegen eventueller Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie sich

bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten der EURO-

AVIATION. Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen auf Auskunft,
Berichtigung, Sperrung oder Löschung wegen der beim
Rückversicherer gespeicherten Daten stets an die EURO-AVIATION.

EA 10/1,11/03


